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Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagte und Revieionsbeklagte,

hat der 5‚ Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom_4° Dezember 1958

‚für Recht Erkunnt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil
des L ndessozialgerichts Baden—Württemberg vom

17° Mai 1956 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und
Entscheidung an das Lendessozlalgericht zurück—

verwieseno

Von Rechts wegen„
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Für den im Jahre 1880 geborenen Kläger sind seit dem 17° Januar

1919 keine Beiträge entrichtet werden„ Er beantragte erstmals

am 21° März 1950, Beiträge nachentrichten zu dürfen, um auf

diese Weise die Helbdeckung zu erreichen° Nach der daraufhin

von der Beklagten veranleßten vertreuensärztlichen Untersuchung

durch Dr, Ech.XXXX vom 25° April 1950 litt der Kläger an einer

Herzinsuffizienz, die mit deutlichen Bekompeneetionezeichen

und Bluthochdruck verbunden war, ferner an Herzbeechwerden und

Atemnot sowie an einer Lungenblähung; er sei nur noch zu leich—

ten Arbeiten mit Unterbrechung fähig; der Hausarzt führe all—

jährlich Aderlesse durch; die Lr erbsfähigkcit des Klägers sei

um 70 von, gehindert, Invalidität bestehe seit dem 1. Januar

19500 Die Beklagte lehnte es hiernach mit Bescheid vom 6° Mai

1950 ab, dem Kläger die Nachentrichtung freiwilliger Beiträge

zu gestattena Das Vereicherungsemt, an das sich der Kläger

gegen diesen Bescheid wandte, entschied am 24. August 1950, der

Kläger sei, da der Versicherungsfall bereits eingetreten sei,

nicht mehr zur Nachentrichtung freiwilliger Beiträge berechtigt°
hie v0m Kläger dagegen eingelegte Beschwerde wies das Oberver—

eicherungeemt (0VAO) Stuttgart mit endgültiger Entscheidung vom

280 November 1950 zurück° — Einen am 26. März 1952 gestellten

Antrag auf Liederaufnahme des Verfahrens nahm der Kläger - nach

Belehrung — am 190 Mai 1952 wieder zurück°

Mit Schreiben vom gleichen Tage beantragte der Kläger bei der

Beklagten erneut, ihm die Nachcntrichtung freiwilliger Beiträge

zu gestatten° Es seien neue Gesichtspunkte hervorgetreten, die

zu einer vollkomxen anderen Beurteilung seiner Leistungsfähig—

keit führen müßteno Nach einem fachürztlichen Gutachten von

Dr„ 1<.xxxxrxin e° vom31„ Dezember1951 sei er Voll arbeits—
fähig° Das Gujgghtgn stellte dem Alter entsprechende Verände—

rungen fest, bezeichnete aber den allgemeinen Kräftezustand

des Kläeers als recht gut„ Der Kläger trug vor, die Feststel-

lung, die des OVA° in seiner Entscheidung vom 28„ November 1950

getroffen habe, daß er nur gelegentlich in seiner eigenen Land—
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a
wirtschaft mitarbeite, treffe kétneswegs zu. Er bestelle viel—
mehr seine eigene_Landwirtschefti— sieben Hektar Land mit neun
Stück Großvieh — allein mit seiner Tochter; seine Ehefrau könne

kaum mitarbeiten„ Sein Fall bilde, wie auch Zeugen bekunden

könnten, eine eindeutige Ausnahme° Die Beklagte vertrat mit

'Schreibcn vom 26„ Juni 1952 die Ansicht, im Gesundheitszustand

des Klägers sei wegen reines Alters keine wesentliche Besserung

mehr möglich gewesen; er arbeite auf Kosten seiner Gesundheit,

Mit eblehnendem Bescheid vom lg;„pegegbgr_lgäg nahm die Beklag—

te dahin Stellung, daß weder gegenüber den Feststellungen des

OVAO vom 28° November 1950 eine wesentliche Änderung eingetre—

ten sei noch sei eine solChe zu
erwarten‚

Der Kläger rief des
Versicherungsamt

an, das ein weiteres Gut—

achten des Staatlichen
Gesundheitsamts

einholte° In dem Gutach—

ten vom 14° Juli'l953 war die Mi‘derung der Erwerbsfähigkeit

(MdEo) des Klägers auf 70 V.H„ geschätzt‚ Nach der Natur der

Leiden sei im Vergleich zum Gutachten vom 250 April 1950 keine

objektive Besserung des Gesundheitszustsndes anzunehmen. Es be—

stünden keine Anhaltspunkte dafür, daß der Kläger über sein Al—

ter hinaus rüstig sei; die angebliche Arbeitsleistung des Klä—

gers im einenen Betrieb falle nieht so wesentlich ins Gewicht,
daß daraus auf eine noch

ausreichende Erwerbsfähigkéit geschlos—

sen werden könne; die Invalidität des Klägers bestehe mindestens

seit 4° April 19500 Das Versicherungsamt vernahm auf Antrag des

Klägers die Zeugens.xxx‚ R‚xrxxrx sch.xxx und K.XXXXXüberden
Umfang der Arbeitsleistung des'hlägers, und das Bürgermeister-

amt bestätigte noch, der Klägerlbewirtschafte allein mit einer

im Jahre 1920 geborenen Tochterädie sieben Hektar große Land—
wirtschaft; die 68—jährigc lhefrau sei infolge körperlicher Ge-

brechen höchstens zu leichten inbeiten fähig; der 31—jährige

Sohn habe noch bis äcytember lgä2 mitgecrbeitct‚ Das Versiche—

rungsemt erklärte den Kläger mit Entscheidung vom 290 Dezember

1953 für berechtigt, die Beiträäe nachzuentrichten°

Die Beklagte rief gegen die Entscheidung des Versicherungsamts
'— nach Inkrafttreten des Sozieläerichtsgesetzes (SGG)

— das
\

\ —4 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Sozialgericht (EGO) an und machte ü@lt€■d‚ auch wenn der Klä—

ger noch wirtschaftlich verwertbere Arbeit leiste, so sei bei

seinem hohen Alter erfahrungsgemäß anzunehmen, daß Invalidität

vorliege; der Klä„er arbeite auf Kosten seiner Gesundheit° Dem—

gegenüber trug der Kläner vor, er könnte infolge der in der

Landwirtschaft an;espannten Arbeitémsrktlage trotz seines hohen

Alters ohne weiteres eine Beschäftigung finden und mehr als die

Hälfte eines gesunden Versicherten leisten und verdienen° Das

SG„ billigte diese Auffassung des Klägers° Nach dem Ergebnis

der Ermittlungen sowie dem persönlichen Eindruck des Klägers

in der mündlichen Verhandlung sei anzunehmen, daß der Kläger,

als er äen Antrag auf Beitragsnachentrichtung gestellt habe,

nicht invalide gewesen sei° Im Vergleich zu dem auf umfangrei—

cher klinischer Untersuchung erstatteten fachärztlichen Gut—

achten Vom 31„_hezember 1951 müßten die ärztlichen Gutachten vom

25° April 1950 und Vom 14„ Juli 1953 zurücktretene Anders als

bei der Entscheidung des OVA° Stuttgart vom 28° NOVember 1950

müsse angenommen werden, daß der Kläger in den Jahren 1951

bis 1955 nicht invalide gewesen sei„

Mit der hiergegen eingelegten Berufung machte die Beklagte

geltend, das faehärztliche Gutachten vom 31° Dezember 1951 sei

während der Wintermonate, in einer Zeit beschränkter Arbeits—

tätigheit in der Landwirtschaft, erstattet werden und enthalte

keine Angaben über den Grad der Erwerbsfähigkeit des Klägers°

Der Kläger arbeite in der eigenen Ländwirtscheft auf Kosten

seiner Gesundheit und habe sich, wie dies häufig der Fall sei,

erst zur Regelung seiner Versicherung entschlossen, als er

sich infolge Verschlechterung seines Gesundheitszustandes dazu

gezwungen gesehen habe° Der Kläger trug vor, er verrichte land—

wirtschaftliche Arbeiten schwerstcr Art, und bezog sich auf die

Zeugenauesegen und des fachärztliehe Gutachten° Bei der ante—

ärztlichen Untersuchung von 14‚ Juli 1953 hehe er unter den

Folgen eines landwirtschsitlichen Unfalls — vom 14. Juli 1953 —

gelitten; nach einem von ihm.vorgelegten ärztlichen Zeugnis

stand er v0m 22. bis'29° Juni 1955 wegen eines landwirtscheft—

lichen Unfalls in & zt1ieher Behandlung und war deshalb für

14 Tage erbeitsunfähig geschriebeno
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Das Landessozielgeri0ht (LSG„) wihs die Klage gegen den Be—
scheid der Beklagten von 19° Lehenber 1952 ab: Die Klage richte

sich gegen diesen Bescheid und nieht gegen_die Entscheidung des

Versicherungsemte vom 29° Dezember 1953, so daß Ch.XXXXXX A.XXXX

xxxx und nicht die Landesversichdrungsenstelt Anfechtungskläger
sei.

— Die Berufung der Beklagten sei begründet, weil der Klage

die Rechtskraft der endgültigen ßntscheidung des OVA‚ Stuttgart

vom 28° November 1950 entgegenste}he° Das Gesetz schließe zwar

nach dem Erlaß einer rechtskräftigen Entscheidung einen neuen
Antrag nicht aus„_Auf Grund desselben Sachverhalts sei aber kei—

ne von einer rechtskräftigen Entdcheidung abweichende Entschei—
dung möglich° Die Bindung an eine Entscheidung erstrecke sich

darauf, daß ein bestimmter Tatbe tend eine bestimmte Rechtswir—

kung habe oder daß er sie
danachtnicht

haben könne; die Rechts—

kraftwirkung beschränke sich nicht auf den Entscheidungssatz,

beziehe sich vielmehr insoweit auch auf die Urteilsclemente,
als sie den Grund des Anspruchs beträfdlund insoweit auch eine
rechtskräftige Feststellung dem Grunde nach für die Zukunft

darstelle° Für eine abweichende hntechcidung bedürfe es einer

Änderung des Streitgegenstandescrber Kläger habe im gesamten
Laufe des Verfahrens nie behauptet, daß ein neuer Streitgcgen—

stand vorliege° Nach der vorliegenden Begründung des Klägers

seien neue Gesichtspunkte aufgetreten, die erkennen ließen,

daß die damalige Entscheidung zd Unrecht ergangen seio Die neu—

en Gesichtspunkte seien: die Eriangung eines neuen Gutachtens
(vom 31° Dezember 1951) und die93ereitschaft

von Zeugen auszu—

sagen, daß der Kläger entgegen der Entscheidung vom 28° Novem—

ber 1950 in seincr_Lendwirteche■t nicht nur gelegentlich mit—
arbeite, sondern daß er seinen Hof zusammen mit einer Tochter

allein versorge, wobei er alle schweren Arbeiten verrichte°

Das gleiche habe der Kläger aber schon dem OVA° vorgetragen°

Hiernach habe dem Versicherungedmt bei seiner Entscheidung vom
29° Dezember 1955 der gleiche Séchverhalt vorgelegen wie schon

bei seiner von OVA„ nm 28° üovehber 1950 bestätigten Entechei—y

dung vom 24° August 1950° Der Kläger habe "selbst nie behaup—

tet? sein Gesundheitszuctend habe sich seit der vertrauensärzt—

lichen Untersuchung vom 250 April 1950 so gebeeeert, daß seit
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der rechts kräf igen Lntscheidung dee OVA„ Stuttgart vom 28„ No«

vember 1950 eine wesentliche Änderung in den Urteilsgrundlagen
eingetreten wäre"° Das SG„‚ das erstmals auf diesen Gesichts—

punkt cingegengez sei, habe nicht durgetan, worin die wesentli—

che Änderung z. sehen sein solle„ Das Versicherungsamt hätte

die erhobenen Beweise nur daraufhin würdigen dürfen, ob seit

der rechts :rü1tigen Entscheidung vom 28 November 1950 eine so

vesentliche Änderung in den Verhältnissen des Klägers eingetre—

ten sei, daß nun entgegen der früheren Entscheidung keine Inva—

lidität mehr enßfnon.en werden könne° Eine solche Änderung sei
keinesfalls bewie eeen, sie sei vielmehr durch das neuerliche

amteärztliche Gutachten vom 14° Juli 1953 ausdrücklich verneint

wordeno Daher sei das Versicherungsamt bei seiner Entscheidung

im vorliegenden Verfahren (vom 29° Dezember 1953) nicht berech—

tigt gewesen, von der rechtskräftigen Entscheidung des OVA„

Stuttgart vom 280 November 1950 ebzuwcichenc

Das Urteil des LS 0 wurde dem Kläger am 28° Juni 1956 zugestellt°

Er legte degeegen am 21 Juli 19 56 Revie ion ein und beantragt,

das Urteil des LSG° vom 170 Me1 1956 euizuheben,

die Klage der Lendeeversicherungsahstalt abzuweisen

und festzustellen, daß der Kläger nicht invalide im

Sinne der RVO und daher berechtigt sei, sich weiter

freiwillig in der Rentenvere icherung der Arbeiter

zu versichern°

Zur Begründung der Revision hat der Kläger vorgetragen, die

Gründe der Entscheidung des 0VA° Stuttgart vom 28° November 1950

bcsäßen für das vorliegende Veria hren -keine Rechtskraft Denn

der Sachverhalt, der der hntecheidung des OVA° vom 28° November

1950 zugrunde lag, hehe sich in der Folgezeit wesentlich geän—

dert() Der Kläger habe bereite mit den Schriftsätzen vom 260März

und vom 19° Mai 1952 vorget*egen, ee hätten :LCh neue Gesichts—

punkte herausgestellt, die zu einer völlig neuen Beurteilung

der Sachlage führen nü3ten„ iic;ee Vorbringen schließe die Be—

hauptung ein, der Zustand des Klägers habe sich im Verhältnis

zu dem Ergebnis der Vertrauensärztlichen Untersuchung vom
250 April 1950, des der Lntscheidung des OVA° zugrunde liege,
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wesentlich gebeseert° Die Zeugenahssagen befe5ten sich besonders

mit dem Gésundheitszustand des Antragstellers im Jahre 1955 und

besagten, daß der Kläger in dieser Jah1e wieder eine volle Ar—
beitskraft dargesstellt habeo Zutrhffend habe das SG° angenommen,

daß das ärztliche Gutachten vom 14‚ Juli 1953 gegenüber den kla-

ren Aussagen der vernemmenen
Zeug%n nicht zu überzeugen vermöge°

Die Beklagte beantragt,
1

die Revision als unzulässiglzu verwerfen„

Das Gericht habe alles getan, um den Sachverhalt aufzuklären„

Das (JVA° habe bei seiner Entscheidung vom 28„ November 1950

darüber zu befinden gehabt, ob die Invalidität des Klägers be—

reits eingetreten sei° Die dafürigcgebenc Begründung sei in der

Tat eine rechtskräftige Fe3tstelhung dem Grunde nach auch_für die
Zukunft, und zwar auch dann, wenn die Feststellung darüber nicht

im Tenor zum Aus cruck gekommen séi°

l

114

Die Revision ist statthaft, obwohl sie des LSG„ nicht zugelassen

hat Das Verfahren des Berufungsgerichte leidet insofern an einem

wesentlichen Mangel (; 162 Abs° 1 Nr. 2 SGG), als es die Grenzen

der Rechtskraft der — in einem früheren Verfahren ergan3enen —
Entscheidung des OVA° Stuttgart Vom 28° November 1950 verkannt

hate Durch diese Entscheidung war die Beschwerde des Klägers

gegen einen Beschluß des Versichérungsamts Crailsheim zurückge—

wiesen worden; das Versicherunge‘mt hatte dem Kläger das Recht

zur Nachentrichtung fre1xilligeilBeitri e mit der Bcgzündung abge—

sprechen,„ der Versicherungsfalllder Invalidität sei bei ihm

bereits eingetreten° Nach Auffassung des Berufungsgerichts stand

damit zwischen den Beteiligten rechtskräftig auch für die Zukunft

fest, daß der Kläger invalide im;Sinne der Reichsversicherungs—

ordnung (RVO) und deshalb nicht mehr berechtigt sei, freiwillige
Beiträge zu entrichten° ‘
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Der Senat kann ec dahingestellt lasse en, ob die — in der Ent—

scheidung dee OVA„ enthaltene — äg Wt51lu_g_ der_ Invalidität

des Klägers, wie das Berufungsgericht ne nt, Gegenstand der

Entscheidung des OVA° und damit in Rec Mt riTüit ervwach en ist,

oder_ob sie lediglich zu den nicht der Rechtskra1t i‘ähigen Ent—

echoidun5egründen des OVA° gehört (vgl° BSG° l, 52), Selbst

wenn nämlich dts OVA„ nicht nur das Nichtbeetehen des vom Klä—

gel behaupteten Rechte zur Nachentrichtung freiwilli5— er Bei—

träge, sondern auch seine Invalidität rechtskräftig festgestellt
hätte, würde diene Feststellung die Beteiligten nur nach Kaß—

gabe des Sachverhalts binden, der zur
Zeit der Entscheidung

des OVAO vorgelcgen beta Die Rechtskraft dieser Entscheidung

würde mithin einer anderweitigen Beurteilung der Invalidität

(und damit des Rechtes zur Nachentrichtung der Beiträge) nicht

entgegenetehen, wenn nggh Erlaß der früheren Entscheidung Tat—

sachen eingetreten sind, die eine abweichende Beurteilung

rechtfertigen (v51„ Rosenberg, lehrhuch des deutschen Zivil—

Prozeßrechte, 7° Aufla, % 150 III 2 S. 725; Stcin—Jcnee—Schönke,

ZPO, 18° Auflo, @ 322 VIII 4; Fetere—Bautter—holff, Sgb9,

20 Aui'l„ <; 141 'jb, bb; BVerwGE'4, 250 /3'a'5g7h

Von diesen Grundsätzen ist an sich auch das Berufungsgericht
ausgegangen, Es hat jedoch die Voraussetz zungen verkennt, unter

denen in Bullen der vorliegenden nrt eine rechtlich erhebliche

Veränderung des fur die Beurteilung der Invalidität maßgeben—

den Sachverhalts anzunehmen ist° Entgegen der Auffassung des

Berufungsgerichtc kommt es nämlich nicht darauf an, ob sich der

Gesundheits ustend des nlu5cr nach Erleß der früheren Ent—

scheidung des OVA° gebessert hat; noch weniger ist von Bedeu—

tung, ob der Kläger, worauf des Berufung gericht anscheinend

Gewicht legt, eine nachträgliche Besserung behauptet hat (vglo

@ 103 SGG) Für die Annahme einer rechtlich erheblichen Ände—

—rung des Bechver aelts genügt es vielmehr, wenn die Sachlage,

nach der die Invalidität zu beurteilen ist, seit Brleß der

OVA —Ente cheidun5 eine andere geworden ist, Das iet aber, wie

...9...
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auch % lé35 RVO ergibt, schon dann der Fall, wenn über das Vor—

liegen von Invalidität in einem enderen ;_ späigren_;*Zeitpunkt

zu enteoheiden ist°

Nach @ 1655 RVG kann der Versicherte eisen Rentenantrag, der

mangels Invalidität endgültig abgelehnt 1er, wiederholen, und

zwar in der Regel ohne R ckeicht darau1,o ob "inzwischen Umetän—

de eingetreten sind, die den Nachweis der Invalidität liefern";
etwas anderes gilt nur dann, wenn seit Zustellung der ablehnen—

den Entscheidun5 noch nicht ein Jahr verstrichen ist: in diesem

Falle bedarf es euenahmeweiee einer "glaubhaften Bescheinigung",

daß sich die für die Invalidität:maßgebenden Umstände inzwi—

schen verändert haben° Hieraus fplgt, daß über die Frage der

Invalidität im Rahmen eines Ren■enverfehrens grundsätzlich nur

mi Wirkung bis zu dem Zeitpunkt entschieden wird, in dem die

Entscheidung den Versicherunget■ägers ergeht° Wiridessen Ent—

scheidung angéfcchten, so gilt das gleiche für den Zeitpunkt

der Beurteilung der Invalidität*durch die gerichtlichen In—

stanzen, insbesondere die früheren Spruchbehörden der RVG°Eine
Übertragun5 dieser fur Bentenve■fahren aufgestellten Grundsätze

auf Beitragsstreiti5keiten erscheint unbedenklich, soweit der

Erfolg der Klage — wie im vorliegenden belle — von der Beur-

teilung der Invalidität des Klä‘ers abhängt. Dabei kann offen

bleiben, ob jene in @ 1635 RVO enthaltene zeitliche Einschrän—

kung für die Wiederholung des Rentenantreges auch für die Er-
neuerung des Antrages auf Entrichtung freiwilliger Beiträge ent—

sprechend gilt; denn hier hat der Kläger den neuen Antrag erst

etwa eineinhalb Jahre nach Erlaß der früheren OVAo—Entscheidung

gestellt,

Gegen die Auffassung des Senatsfüber die zeitlichen Grenzen,

die einer rechtskräftigen entscheidung über das Vorliegen oder

Nichtvcrli% en von Invalid■ät
ihnewohnen,

spricht auch nicht

die Vorschrift des ; 1295 „be.
‘
lRVO a„F.‚ nach der die Rente

nur dann zu
entziehen ist, wenn der Berechtigte "infolge einer

wesentlichen Änderung in seinen Verhältnissen nicht mehr inve-
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lide ist" (ähnlich 5 1286 eve n„ro)„ Der Feetetelluna des Ver—
eicherungeträgers über des Vorliegen von Invalidität ist inso-

weit zwar eine über den Zeitpunkt der Feststellung hinauerei—

chende, erhöhte Beetandekrait verliehen werden, die durch den

Zeitablnui allein nicht beseitigt wird° Indeseen handelt es
nich hier um eine 80ndervorzehrift zugunsten der Versicherten

(Rentner); der Grundgedanke dieser Vorschrift darf daher nicht
auf Fälle angewandt werden, in denen nicht ein begünstigehder,

sondern ein beleetcnder Verwaltungeakt (hier: Ablehnung eines

Antrages dee Klägere auf Beitrageentrichtung) in Frege steht°

Die materielle Rechtskraft eines Urteile, nach der ein Verei—

cherter freiwillige Beiträge nicht mehr nachentrichten darf,

weil Invalidität bereite einactreten ist, steht somit der Prü—

fung nicht entgegen, ob Invalidität in der Zeit nach der Ent—

scheidung vorliegt° Beantrngt also der Versicherte nach rechts—

kräftiger Abweieung eines früheren Antrages erneut, ihm die

Nachentrichtung freiwilliger Beiträge zu geetetten‚ so ist über
die Frage, ob er nunmehr inVelide ist, ohne Bindung an das

frühere Urteil zu enteoheidcn (vgl. auch RG. in JW„ 1915,

S„ 784 Nr„ 4, wo ausgeführt ist, daß über die Frage, ob ein

Recht auf Scheidung wegen Geieteshrankheit des anderen Ehegat—

ten bestehe, ausschließlich auf Grund des Krenkheitebefundes

im Zeitpunkt der Urteilefällung entschieden werde; die Rechte-

kraft eines klagabweisenden Urteils stehe deshalb einer späte—

ren, auf den gleichen Scheidungsgrund gestützten Klage sogar

dann nicht entgegen, wenn eich die Krankheit inzwischen nicht

verechlimmert habe; vgl° ferner HG„ in JW„ 1936, 857 ach;

sowie BGHO in Lindenmair—Möhring, Nachschlagewerk des BGH„

290 e„ 522 ur„ 4)„ '

Im vorliegenden.Fell hätte das Berufungegericht hiernach eine

neue Prüfung der Invalidität des Klägers nicht mit der Begrün—

dung ablehnen dürfen, der Geeundheitszustand des Klägers habe

sich seit der früheren Entscheidung des OVA„ vom 28° November

1950 nicht gebeseerto Selbst wenn dies der Fall gewesen sein
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sollte, hätte das Berufungsgeriqht die Invalidität des_Klä—

gere schon im Hinblick auf die Seit der Entscheidung des

OVAo veretriohene Zeit erneut prüfen nüeeeno Da es dies

auf Grund eines Rechtsirrtums über die Grenzen der Rechts—

kraft jener OVAo—Entscheidung unterleesen hat, leidet sein

Verfahren an einem wesentlichenjmengel im Sinne des @162
Abs° l Nr° 2 SGG(vgl° das Urteil des 6. Senats vom 2140°

1958 —6 RKa 9/58 —mit Nechweieen)„ Der 4° Senat des Bun—
deseozielgerichts hat zwar in einer früheren Entscheidung

(BSG° l, 52, 56) ausgesprochen,;es bedürfe keingg„Xerfah—
renerüge, wenn das Berufungsgericht verkannt habe, daß sich

die materielle Rechtskraft einen in einem Vorprozeß ergan-
'genen Urteils nicht auf die demxzuerkannten Anspruch zu—

grunde‘liegenden Feststellungen;erstrecke; in einem solchen

Falle habe das Berufungsgericht1keinen Verfehrensfehler be—

gangen, sondern einen eußerhelbädee Rechtestreits liegenden

Umstand falech beurteilt° Ob dieser Rechteäuffassung beizu—

treten ist (vglo BGHZ‚27, 24915527),braucht der Senat
nicht zu entscheiden„ Im vorliegenden Fall handelt es sich

nicht um die — vom 4° benat allein entschiedene — Frage, ob

und in welcher Form ein Irrtum des Berufungsgerichts über

die sachlichen Grenzen der Rech%skreft einer früheren Ent—
scheidung zu rügen ist (% 164 A%e„ 2 Ltd}, sondern um die
andere Frage, ob eine an einemleolchen Mangel leidende Ent—

scheidungnach 9 162Abe„ 1 er 2 sec mit der Revision ange„
fochten werden kann„ Der Senat hat dies bejeht, ohne sich
mit dem angeführten Urteil des %. Senats, des im übrigen auf
eine nach 5 162 Abs„ 1 Nr„ 1 SGG zugelassene Revision ergan—

gen ist, in Widerspruch zu setzen°

Die Revision des Klägers ist demnach statthaft und, da das
angefochtene Urteil auf dem genannten Verfahrenemangel be—

ruht, auch begründeta Da die Sache — mangels hinreichender
Feststellungen des Berufungsgerichts zu den nach 5 1254

EVO a°Eo für die Beurteilung der Invalidität des Klägers maß—

gehenden Voraussetzungen — noch nicht zur Entscheidung reif

* 12 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


V„ 12 _

ist, muß der Rechteetrcit nach % 170 Abs° 2 SGG unter Aufhe—

bung des angeföchtenen Urteils zur erneuten Verha■dlung und,

Entscheidung naeh % 1254 RVG aoFo an das—LSG° zurückverwiesen

werdeno

Die Kostenentscheiäung bleibt dem abschließenden Urteil vor—

behalteno
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